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1. Regelungen zur steuerlichen Behandlung
von Erstausbildungskosten verfassun gs-
gemäß

Das Bundesverfassungsgericht hat die lange erwartete
Entscheidung zur steuerlichen Behandlung von Erst-
ausbildungskosten verkündet. Mit Beschluss vom
19.11.2019 (Aktenzeichen 2 BvL 22/14,2 BvL 27/14,
2 BvL26/14,2 BvL25/14,2 BvL 24/14,2 BvL23/14)
stellt das Gericht fest, dass die Regelung des Einkom-
mensteuergesetzes, wonach Aufwendungen für die
erstmalige Berufsausbildung oder für ein Erststudium,
das zugleich eine Erstausbildung vermittelt, nicht als
Werbungskosten abgesetzt werden können, verfas-
sungsgemäß ist. Zur Begründung hat das Gericht aus-
geführt, dass es für die Regelung sachlich einleuchten-
de Gründe gibt. Der Gesetzgeber durfte solche Auf-
wendungen als privat (mit-)veranlasst qualifizieren
und den Sonderausgaben zuordnen. Die Erstausbil-
dung oder das Erststudium unmittelbar nach dem
Schulabschluss vermittelt nicht nur Berufswissen, son-
dern prägt die Person in einem umfassenderen Sinne,
indem sie die Möglíchkeit bietet, sich seinen Begabun-
gen und Fähigkeiten entsprechend zu entwickeln und
allgemeine Kompetenzen zu enrrrerben, die nicht
zwangsläufig für einen künftigen konkreten Beruf not-
wendig sind. Sie weist eine besondere Nähe zur Per-
sönlichkeitsentwicklung auf. Auch die Begrenzung
des Sonderausgabenabzugs für Erstausbildungskos-
ten auf einen Höchstbetrag von im Streitjahr 4000 €
(aktuell: 6 000 €) istvefassungsrechtlich nichtzu bean-
standen.

Hintergrund ist, dass einkommensteuerlich wie folgt
unterschieden wird:

)Þ Erstausbildung/Erststudium: Kosten einer Erst-
ausbildung bzw. eines Erststudiums - soweit nicht
im Rahmen eines Dienstverhältnisses absolviert -
können bei der Einkommensteuer nur begrenzt
auf einen Betrag von 6 000 € pro Jahr als Sonder-
ausgaben geltend gemacht werden. Sonderaus-
gaben können mit in diesem Jahr erzielten Ein-
künften verrechnet werden und wirken sich dann

steuermindernd aus. Werden in dem entsprechen-
den Jahr aber keine Einkünfte erziell, so wirkt sich
der Sonderausgabenabzug steuerlich nicht aus.
Dies ist vielfach bei Personen der Fall, die sich in
einer Erstausbildung befinden oder ein Erststu-
dium absolvieren.

)) Weitere Ausbildung/Studium: Dagegen können
nach edolgreicher Absolvierung einer Erstausbil-
dung oder eines Erststudíums Kosten einer weite-
ren Ausbildung oder eines weiteren Studiums
dann als vorweggenommene Werbungskosten
im Zusammenhang mit der späteren Berufstätig-
keit geltend gemacht werden und führen ggf. zu
steuerlichen Verlustvorträgen, die dann später
mit Einnahmen verrechnet werden können.

Nunmehr gewinnt also die Abgrenzung des Begriffs
der Erstausbildung wieder große Bedeutung, da erst
danach erfolgende Ausbildungsabschnitte zu vor-
weggenommenen Werbungskosten führen können.
Gesetzlich íst geregelt, dass eine Berufsausbildung
als Erstausbildung nur vorliegt, wenn eine auf der
Grundlage von Rechts- oder Verwaltungsvorschrif-
ten geordnete Ausbildung mit einer vorgesehenen
Dauer von mindestens 12 Monaten (bei vollzeitiger
Ausbildung) und mit einer Abschlussprüfung durch-
gefühft wird. Durch die Mindestdauer von 12 Mona-
ten soll erreicht werden, dass die Aufwendungen für
ein Erststudium im Anschluss an eine kurzzeilige
Ausbildung (2.8. als Skilehrer oder Taxifahrer) nicht
als Werbungskosten geltend gemacht werden kön-
nen.

0 Hinweis:
Es gibt eine umfangreiche Rechtsprechung zum Begriff
,,Erstausbildung" im Bereich Kindedreibetrag/Kindergeld.
Diese kann jedoch nur mit Einschränkungen auf den Wer-
bungskostenabzug angewendet werden.

2. Anpassung der Steuervorauszahlungen

Das voraussichtliche Jahresergebnis für 20'19 kann
zum jetzigen Zeitpunkt bereits vergleichsweise ge-
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nau auf Basis der laufenden BuchftJhrung und unter
BerücksichtiEung noch ausstehender Jahi'esab-
schlussbuchungen, wie z,B. Abschreibungen oder
Rückstellungsanpassungen, hochgerechnet werden.
Dies solEa zum Anlass Eenommen werden, die lau-
fenden Steuervorauszahiungen, weiche sich grunci-
sätzlich nach dem letzten veranlagten Ergebnis be-
messen, zu überprüfen und ggf. eine Herabsetzung
der Vorauszahlungen (nachträglich) für 2019 und für
2020 zu beantragen, um unnötige Liquidltätsabfltlsse
zu vermeiden.

0 Hinweis¡

Ergibt sich voraussichtlich eln höheres Ergebnis, als bei der
Feslsètzung der voraLrszahlun6en âllgesetzt, so besteht
für den Stpfl. keine Verpflichtung zur Anpassung der Vo-
rauszahlungen. Vielmehr effolgt insoweit erst eine Berück-
¡inhiinr rnn ià ¡lar onâlaron iia¡ ¡ororkiârr ¡nn tiir 2l-ì1Q Ê.n-+'Èf , !1¡Y+' ¡Y 'i ; 'rv, -ts-(v¡
..,^;4 i!l^*i¡-.-- .{^.- Ei-a--a-+ : Ê a' r{ ñr, taA ¡tanvvclL allÞl ull lYù u4Ð I ll lql l¿ql ¡ lr, a'9' øut vl ul lv vur

den Umsatzsteuervoranmeldungen erkenlrbaren - Um-
satzsteigerungen, vom Stpfl. eine Prognose des voraus-
sichtlichen Ergebnisses anfordert, muss diese AnÍrage um-
fassend und unter Berücksichtigung der aktuellen Erkennt-
nisse vom StFfl, heanlwortet w-o¡'clen.

Vor dem Hintergrund der vergleichsweise hohen Verzinsung
von Steuernachzahlungen rnit einern Zinssatz von 6 % p.a.
sollte allerdings auch ein freiwilliger Antrag auf Erhöhung
derVorauszahlungen in Betracht gezogenwercien, sofern ge-
sicherte Erkenntnisse überein höheres zu versteuerndes Ein-
kommen vorliegen und Liquicl itåitsreserven vorhanden sinci "

O il,andlungsernpfehlung;

Ein Antrag auf Herabsetzung der Steuervorauszahlungen
erforderl aussagekräftige Unterlagen zum Nachweis des
voriär rfiqen Erqebnisses. Geeio-net sinci insbesondert-' auÍ
ci er akiueiierr tsi.reir i raituir g i:asiei'ende ä ochi'ecirt r ur r gen.
Vorbereitend ist sicherzustelien, dass die Buchhaltung auf
dem aktuellen Stand ist unC auch Abschlussbuchungen in
ausreichendem Maße berucksichtigt.

3. Neufassung der GoBD (Gruncisãtze zur
ordnungsrnåßigen Führung und Aufbe-
wahrung von Büchern, Aufze¡chnungen und
I lntarlr¿ran in glqkirnnic¡rhar Fnrrn ¡sr'rtpi¡¡ú. . ¡v. ¡gYv¡

zurn Datenzugrifo

Die Finanzvenryaltung hat die Anforderungen an die
Buchführung in einem umfangreíchen Schreiben
festgehalten und aus ihrer Sicht erläutert. D¡ese
sog. GrundsäTze zur ordnungsmäßigen Führung und
Aufbewahrung von Büchern, Aufzeichnungen und

-.- F^--.-_ .,-^ ñ-r-.^ulttgfiagef I lf I eleKuunl$uilef ruf ill uuwlg Lultt udLetÍ
zugril'Í (GoBD) wurden zulelzl im Jahr 2014 veröffent-
licht. Nun wurde nach intensiver fachlicher Diskus-
sion mit Datum vom 28.'11.2019 eine aktualisiefte
Fassung bekannt gegeben. Diese neue Fassung ist
auf Besteuerungszeiträume anzuwenden, die nach
denn 3'!.12.2019 beginnen. Eine frühere Anwendung
ist zulässig.

ãs sind keine strukturellen Änderungen festzustellen"
lm Kern edolgten punktuelle Anpassungen an aktuei-
le EDV-Verfahren. vVesentliche Neuerungen sind:

>> Das Fotografierert vorr Belegerr durcfl rrobile Erlcl-
geräte (Mobiles Scannen) wird dem stationären
Scanvorgang gle¡chgestellt. Ausdrücklich zuge-
lassen wird die bildliche Erfassung durch mobile
Fnr{nerålo im Arrsland: SO können Z.B. Relsekos-
tenbelege bei Auslandsreisen ünmittelba¡' vor Oit
nrit denr Smartphone direkt erJasst und nrittels
App in das Unternehmensrechnungswesen einge-
fügt werden.

r) Es wird nicht beanstandet, wenn papierbas¡erte
Ursprungsbelege im Rahmen einer bereits geneh-
migten Verlagerung der elektronischen Buchfüh-
i'ung verbracht und dort digitalisiert (bildlich er-
fasst)wêrden.

i¡ Unter besiímmien Voi'ausseizungen ist díe Aufbe-
'.,-L-..** ^3*^- lãax.,a¡ii¡e.¡a^ ix ^ia a*¡la¡¡a
YUqÉtluláÈ, ç!!!E! ¡\v!rvEr aaç! u!!v ar! ç!!! q!!uç!EÐ

elektronisches Format ausreichend und es be-
darf nicht weiter der Aufbewahrung der tJr-
sprungsversion: Die Aufbewahrung beider Versio-
nen isi bei Beachtung faigendei' Anfordei"ungen
nicht erforderlich, sondern die Aufbewahrung der
konvertierten Fassung reicht aus: (a) Es wird keine
biidliche oder inhaltliche Veränderung vorgenom-
man lhl Elai ¡lar Knn¡tar*ian lnn nahan lzaina cnnc-
', 

rv,,r tv, l,vr ¡e, ¡

tigerr aull¡ewahrungspfliclttigett lnfornrationen
vorloren, (c) Die ordnungsgemäße und verlustfreie
Konvedierung wird dokumentiert (Verfahrensdo-
i.,,h^-+^+i^aì /,¡\ i-,i^ *^^^l-i^^ll^ L,,^,.,^É}.^tl,^ii
ArJ¡ il=r !r4L¡U!:_;, i1-:r' L'!= I Mllt--r !!t rE!:u r.uÞr,¡v=t lua¡ [=rr

und der Datenzugriff durch die Finanzbehörde
werden nicht eingeschränkt; dabei ist es zulässig,
weRn oei der nonven:ierlrrg TwiscRenãgg!'ega-
tionsstufen nicht gespeiche¡1, abei' in der Verfah-
rensdcKurfiêntäiion so dargestellt wefuer ¡, uiá¡is
die retrograde und progressive Prüfbarkeit sicher-
gestellt ist.

- - -^.-) -- -- -_ t!-tr !- J -.- ^ 
.--. . -'-tt r¿lUUll-èyÜlelftÈ; Wt,lUCf I UÃpll¿lL lll Ugf I ¡\f lWëf l-

dungsbereich der GoBD einbezogen. Solern sich
der clloudserver im Ausland befindet, bedarf die
Aufbewahrung der Buchführungsunterlagen irn
A,usland einer separaten, antragsgebundenen Ge-
nehmigung.

¡i Änderungen an einer Ver.fahrensdokumenta-
tion müssen historisch nachvollziehbar sein: Fur
den Zeitraum der Aufbewahrungsfrist muss ge-
währleistet und nachgewiesen sein, dass das be-
schriebene Verfahren in der Dokumentation dem
in der Praxis eingesetzten Vedahren voll ent-
spricht. Anderungen einer Verfahrensdokumenta-
tion müssen versionieft werden und historisch
nachvollziehbar sein. Dies stellt eine Erleichterung
gegenüber den bisherigen GoBD dar, denn in der
FassLing aus 20'14 wird im Falle einer Änderung
die Versionierung der gesamten Vedahrensdoku-
mentation inkl" Änderungshistorie verlangi.

rr Kassena¡.¡fzeücl'l¡'rungen sind nun zwingend täg-
åich festzuhalten (bislang war dies eine Soll-t/or-
schrift)" D.h., das Kassenbuch ist zwingend täglich
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lnsbesondere dieAnpassungen ím Bereich mobiles Scannen
und Cloud-Systeme ermöglichen Unternehmen eine durch-
gängige Digitalisierung ihrer Buchhaltung. ln der Praxis sind
insbesondere die Anforderungen an die ordnungsgemäße
Aufbewahrung elektronischer Belege zu beachten. Auch
elektronische Belege müssen revisionssicher, im Ursprungs-
format und maschinell auswertbar abgelegt werden. Betrof-
fen sind digitale Dokumente aus Fakturierungssystemen -
wie Rechnungen, Auftragsbestätigungen und Gutschriften
sowie Kassenbücher oder Zeiterfassungen, die in einem Da-
tenverarbeitungssystem erstellt werden. Dies erfordeft in al-
ler Regel den Einsatz eines Dokumentenmanagementsys-
tems.

forlzuschreiben. Daher liegt ein Verstoß gegen die
GoBD vor, wenn lediglich die Tageskassenberich-
te gesammelt und diese dann monatlich zu einem
fortlaufenden Kassenbuch zusammengefasst
werden. Andererseits ist klarzustellen, dass die
tägliche Führung des Kassenbuchs nicht eine täg-
liche Buchung in der Finanzbuchhaltung erfordert.

)) Bestätigt wird, dass eine kurzzeitige gemeinsa-
me Erfassung von baren und unbaren Tages-
geschäften im Kassenbuch zulässig ist. Aller-
dings müssen die ursprünglich im Kassenbuch
erfassten unbaren Tagesumsätze (2.8. EC-Kar-
tenumsätze oder über eine Guthabenkarte geführ-
te Umsätze) gesondeft kenntlich gemacht werden
und nachvollziehbar unmittelbar auf ein gesonder-
tes Konto umgebucht werden.

O Hinweis:

4. Finanzverwaltung zur unentgeltlichen
Übertragung von Mitunternehmeranteilen

Gesetzlich ist ausdrücklich vorgesehen, dass Mitun-
ternehmeranteile unentgeltlich übertragen werden
können, ohne dass dies zur Aufdeckung stiller Reser-
ven führt. Dies ist v.a. dann von lnteresse, wenn im
Rahmen der vorweggenommenen Erbfolge Mitunter-
nehmeranteile auf die nächste Familiengeneration
übeftragen werden sollen. ln diesen Fällen ist eine
hohe Flexibilität gefragt. So sollen ofimals vom Über-
tragenden an die Personengesellschaft überlassene
Wirtschaftsgüter zur finanziellen Absicherung zu-
rückbehalten werden oder es werden im Vorgriff auf
die Übertragung des Mitunternehmeranteils einzelne
Wirtschaftsgüter steuerlich zu Buchwerten in eine se-
parate Gesellschaft übertragen.

ln afl diesen Fällen ist darauf zu achten, dass die Vo-
raussetzungen für eine Buchwertübertragung des
Mitunternehmeranteils gewahrt sind. Die Rechtspre-
chung des Bundesfinanzhofs hat insoweit in den letz-
ten Jahren die Gestaltungsspielräume für die Stpfl.
zunehmend ausgeweitet. Dem folgt nun nach langem
Zögern auch die Finanzverwaltung, wie mit Schrei-
ben des Bundesfinanzministeriums vom 20.11.2019
(Aktenzeichen lV C 6 - S 2241/15/10003) dargelegt
wird. Herauszustellen sind folgende Aspekte:

l) Die Finanzverwaltung gibt die Gesamtplanbetrach-
tung im Zusammenhang mit dervorweggenomme-
nen Erbfolge auf: Wenn im zeitlichen Zusammen-
hang (auch zeitgleich) funktional wesentliche
Wirtschaftsgüter, die der Gesellschafter an die Per-
sonengesellschaft verpachtet und die daher steuer-
lich zum Betriebsvermögen der Personengesell-
schaft zählen, zum Buchwert in ein anderes
Betriebsvermögen oder auf eine andere Personen-
gesellschaft, an der dieser beteiligt ist, übeftragen
bzw. überftjhrt, steht dies der Buchwertfortführung
für die Übertragung des Mitunternehmeranteils
nicht entgegen. Voraussetzung ist nur, dass der
übertragene Betrieb nicht zerschlagen wird, son-
dern auch nach derAuslagerung von funktional we-
sentlichem Betriebsvermögen oder Sonderbe-
triebsvermögen eine funktionsfähige betriebliche
Einheit foftbesteht, welche sodann unentgeltlich
übertragen wird.

O Beispiel:
V ist Kommanditist einer Personengesellschaft. Dieser ver-
mietet die betriebliche lmmobilie an die KG zur Nutzung.
Ziel ist die unentgeltliche Übertragung der Kommanditbð-
teiligung auf den S unter Zurückbehaltung der lmmobilie.
Der gesamte Vorgang soll ohne Aufdeckung stiller Reser-
ven erfolgen.

Lösung: V gründet zunächst eine neue GmbH & Co. KG
und überträgt die lmmobilie zu Buchwerlen auf diese. So-
dann wird diese Beteiligung zu Buchweften auf S übeftra-
gen.

tl Die Gesamtplanbetrachtung entfällt auch, wenn auf
Grund eines einheitlichen Plans zeitlich vor der
Übertragung des Mitunternehmeranteils funktíonal
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Die Nachprüfbarkeit der Bücher und sonst erforder-
lichen Aufzeichnungen erfordeft eine aussagekräftige
und vollständige Verfahrensdokumentation. Díe Ver-
fah rensdokumentation beschreibt den organisatorisch
und technisch gewollten Prozess, z.B. bei elektron-
ischen Dokumenten von der Entstehung der lnformatio-
nen über die lndizierung, Verarbeitung und Speiche-
rung, dem eindeutigen Wiederfinden und der maschi-
nellen Ausweftbarkeit, der Absicherung gegen Verlust
und Verfälschung und der Reproduktion. Die Ver-
fahrensdokumentation besteht i.d.R. aus einer allge-
meinen Beschreibung, einer Anwenderdokumentation,
einertechnischen Systemdokumentation und einer Be-
triebsdokumentation. Die konkrete Ausgestaltung der
Vedahrensdokumentation ist abhängig von der Kom-
plexität und Diversifikation der Geschäftstätigkeit und
der Organisationsstruktur sowie des eingesetzten DV-
Systems.

O Handlungsempfehlung:

Zwar schränkt die Finanzverwaltung die Bedeutung der
Verfahrensdokumentation selber ein, dass soweit eine feh-
lende oder ungenügende Verfahrensdokumentation die
Nachvollziehbarkeit und Nachprüfbarkeit nicht beeinträch-
tigt, kein formeller Mangel mit sachlichem Gewicht vorliegt,
der zum Verwerfen der Buchführung führen kann. Dennoõh
wird bei komplexeren betrieblichen Abläufen eine Verfah-
rensdokumentation nicht nur notwendiger Bestandteil ei-
ner ordnungsgemäßen Buchführung sein, sondern auch
zur Sicherstellun g der innerbetrieþlichen Abläufe e¡lorder-
lich sein.
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wesentliches Betriebsvermögen unter Aufdeckung
der siillen Reserven entweder entnommen (2.8.
r.{r rra}r ¡ rnanfnaltlinha !"llrartranr tnn at tf ainan Anna-

hörigen) oder zum gemeinen Werl veräußer1 wird.

¡r Wenn clagegen im Zeitpunki cier îv4iiuniernehmer-
anteilstibeftragung funktional wesentliches Son-
derbetriebsvermögen schlicht zurückbehalten
und zeitgleich oder taggleich in das Privatvermö-
gen des Übertragenden riberführt wird, ist die
Buchwertf orlf ührung unzulässig.

)) Der Vorbehalt eines Nießbrauchsrechts an den
übertragenen Mitunternehmerante¡len hindert
niclrt die Buclrwenübertragung.

)) Wird nur ein Teil des Mitunternehmeranteils über-
iragen. s.: brauchen Widsci"laítsgütei', ,jie der
Geseiischafier an die Fersonengeseiisehait ver-
pachtet und die daher steuerlich zum 8et¡'iebsver-
mögen der Fersonengesellschaft zählen, nicht in
der gleichen Quote mitübedragen zu werden. Die-
so könnon vieimeh¡' ganz zuruckbehairen wercien
oder auch überquotal übertragen werden.

O Beispíel:
V ist alleiniger Kommanditist. Dieser vermietet die betrieb-
liche lmmobilie an die KG zur Nutzung. Ziel ist die Beteiii-
gung der Nachfolgegeneration (S und T) unter Zurückbe-
haltung dèr lmrnobitie, um eine sichere Versorgung von V
zu gewährlelsten.

LÖsung: V kann Teile selner Beteiligung ohne Aufdeckung
stiller Reserven an S und T übeftragen und die lmmobilie voll-
ständig in seinem Vermögen belassen.

Erhaltungsaufwands im Jahr der Veráußerung als Wer-
bungskosten abzusetzen ist. Vielfach strittig ist dage-
gen der Fall, dass der Stpfl. während des Vefteilungs-
zeltraums verstirbt oder dle lmmobilie verschenkt wlt'd.
Die Finanzvenruaftung gieht für diesen Fdl davon aus,
dass der Rechtsnachfolger Erhaltungsaufwand noch
in dem von seinem Rechtsvorgänger gewählten restli-
chen Verteilungszeitraum geltend machen kann. Die
Rechtsprechung lehnt diese Ansicht der Finanzverwal-
tung allerdings ab und geht davon aus, dass die noch
nicht verbrauchten Erhaltungsaufwendungen im Jahr
des Todes oder der Schenkung noch beim Rechtsvor-
gänger als Erhaltungsaufwendungen anzusetzen sind,
also keine Fortfuhrung derVerteilung durch die Rechts-
nachfolger effclgt.

Díes hat nun das Finanzgericht Münster in der Ent-
scheiciung vom i i,'i,;.2û-ig (aktenzeichen iü K 335u¡'
'18 H) bestätigt für einen Fall, bei dem eine lmmobilie
wegen Todes auf eine Erbengemeinschaft überging
und beim Erblasser noch nichtverbrauchte Erhaltungs-
aufwendungen vorlagen.

O Handlungsempfehlung:

Das Finanzgericht hat wegen grundsätzlicher Bedeu-
tung dieser Rechtsfrage die Revision (Aktenzeichen
lX R 31/19)zugelassen. ln der Praxis sind die Unsicherheiten
hinsichtlich der stei¡erlichen Beurteilung zu beachten und die
Konsequenzen im Einzelfall zu prüfen.

Das Problem cier ,,Durchleitung" gibt es nicht nur bei Kredi-
ten, sondern auch bei der Vermietung von lmmobilien.

ô. ûewerl¡esteuer: Zinshinzurechnung auch
bei reiner Finanzierungsgese¡lschaft und
rl..-^t--^:-¡-..- - -¡^-,z -^)=L^gutv{tt 4u!furtv ueÞ Ãregt(s

O Handlungsempfehlung:
Derartige vorgänge sind sieuertich komptex ünd benötige" zj::llyendungen werden bei oer Ermittlung der Be-
siets einer stãuerîchen Beraruns. 

T,?-"s,.::ffi3i:::r:fi 3:iË,.ätffä,iffi,,irt.r?:;î¿;
Zinsen, Miet-, Pacht- und Lizenzaufwendungen über-

E r,:^.L¡ .-^-L--.--L¡- r-L-r¡..--- schritten wird. Der Bundesfinanzhcf hat mit Urtell vornÐ. rrrurr¡. vël ¡Jrc[¡(;!rlrt Ef lrcl¡LurrgÐ-
aufwendungen nach einern Erbfall 17'7'2019 (Aktenzeichen lllR24/16)klargestellt' dass

eine Zinshinzurechnung auch dann edolgt, wenn der
Der Stpfl. kann größere A.uf''wendungen für' die Erhai- Geschäftszweek eines Unternehmens darin besteht,
tung von Gebäuden, die irn Zeitpunkt dei. Leistuirg Darlehen auizunehmen und an eine Tochtergesell-
des Erhaltungsauf,ruands nicht zu einem Betriebsver- schaft weiterzureichen und die Krecjite ohne Gewinn-
mögen gehören und überwiegend Wohnzwecken die- aufschlag an die Tochtergeseilschaft weitergegeben
nen, abweichend von den Grundregeln, nach denen werden.
derAbzug in dem Jahrzu erfolgen hat, in dem die Kos-
ten anfallen, auf zwei bisfünf Jahre gleichmäBig vertei- O llandlungsempfehlungr
len. Diese Verteilung von größeren Erhaltungsaufwen- Gerade in Unternehmensgruppen muss die Finanzierung
dungen kann steuerlich v.a. dann sinnvoll sein, wenn daher sorgfältig geplant werden. Bei Weitergewährung
^^^^^^+^^ i;^ cl^".^^^ ,n¡.,ti¡n^ A^- ç¡^v^^_ \./on Krediten kOmmt eSZLf HinzUrechnr_tnq sowohl bei derar rÐ\JiloLvr r urç rJrir ilt'ÐÐur rgùvr ur rurd,vE' Lrrir Lr r^uil r- '- " " '-'-; ì: ' j l -,- ;-: ;-- --
mensteuer so stark qeminãert würdð, dass sich z.B. 9:-ll"SllÏt9l":l"lelgPi-Bîi[.9îi-ÍPgl,b.:.19lst 11'' -;-;,-1-_'_',-:_ : ::'.,-ì:--_- .-',-" :,:' als auch bei der, an die der Kredit weitergeleitet worden ist.
Sonderausgaben gar nicht mehr auswlrken oder sich öi"Jã-öðpp"tbâastung tässt sich vermeiden, wenn die
Progressionsnachteile ergeben. Ttank den'úredit unmitêlbar der Gesellschaft gewährt, bei

der er letztlich ankommen soll.
Gesetzlich ist nun ausdrücklich bestimmt, dass wenn
ias Gebäude während des Veneilungszeiiraums ver-
äußeft wird, der noch nicht berücksichtigte Teil des
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